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Vorwort 

Trotz umfangreicher Rechtsprechung und Literatur zum Bereich der Arbeitneh-
mer- und Geschäftsführerhaftung haben beide Bereiche im Laufe der Jahre nichts 
an ihrer Brisanz verloren. Dies hängt zum einen damit zusammen, daß nicht selten 
allein schon der Gedanke an eine persönliche Haftung aufgrund von Fehlern im 
beruflichen Bereich bei den Betroffenen existenzielle Ängste verursacht und zum 
anderen damit, daß in beiden Gebieten die rechtliche Diskussion keineswegs als 
abgeschlossen bezeichnet werden kann. 

Konkret krankt die rechtliche Aufarbeitung der Arbeitnehmerhaftung daran, 
daß die Begründung der Grundsätze der Arbeitnehmerhaftung nicht mit der 
Rechtsentwicklung Schritt halten konnte. So ist der Arbeitnehmerschutz in diesem 
Bereich tendenziell immer weiter ausgebaut worden (Stichwort: Haftungsentla-
stung bei grob fahrlässigem Arbeitnehmerhandeln), die Rechtsprechung hat sich 
damit aber gleichfalls immer weiter von ihrem Begründungsansatz für die Arbeit-
nehmerhaftung, der Abwägung zwischen dem schuldhaften Handeln des Arbeit-
nehmers auf der einen Seite und dem Betriebsrisiko des Arbeitgebers auf der ande-
ren Seite entfernt. Die vorliegende Untersuchung will dieses Begründungsdefizit 
beseitigen, dabei aber auch gleichzeitig die Grenzen einer auf richterlicher Rechts-
fortbildung beruhenden Haftungsprivilegierung im Innen- und Außenverhältnis 
aufzeigen. Zudem soll in der vorliegenden Arbeit der Zusammenhang von Innen-
und Außenhaftung im Bereich der Verkehrspflichtverletzung belegt werden. 

In etwas anderen Bahnen verläuft die Diskussion bei der Haftung von GmbH-
Geschäftsführern. Hier zeigt sich bei der Rechtsprechung (Stichwort: Haftung für 
die Verletzung von Verkehrspflichten) eher die Tendenz zur Haftungsausweitung. 
Dies geht nach Ansicht vieler in der Literatur zu weit. Zum einen wird versucht die 
Innenhaftung des Geschäftsführers zu entschärfen, indem man ihn zumindest zum 
Teil ebenfalls einer Privilegierung mittels der Grundsätze der Arbeitnehmerhaf-
tung unterwirft, zum anderen wendet man sich bei der Außenhaftung gegen eine 
persönliche Verantwortlichkeit des Geschäftsführers für die Verletzung von Ver-
kehrspflichten der Gesellschaft. Unter anderem aufbauend auf den gewonnenen 
Erkenntnissen zur Arbeitnehmerhaftung soll vorliegend die Grenzziehung zwi-
schen Arbeitnehmer- und Geschäftsführerhaftung im Innen- wie Außenverhältnis 
deutlich gemacht werden. 

Der dritte Teil der Untersuchung beschäftigt sich mit der Haftung leitender An-
gestellter. In diesem Bereich mangelt es bislang an einer tieferen, über Einzelfragen 
hinausgehenden Bearbeitung. Fast beliebig, so scheint es, macht man hier Anleihen 



V I Vorwort 

aus der Arbeitnehmer- oder Geschäftsführerhaftung. Deshalb galt es auch diesen 
Bereich zu besetzen. Ziel war es, die Haftung der leitenden Angestellten an der 
Schnittstelle zwischen Arbeitnehmer- und Geschäftsführerhaftung zu lokalisieren 
und so den in den ersten beiden Teilen gewonnnen Grundprinzipien noch schär-
fere Konturen zu verleihen. 

Die vorliegende Abhandlung hat der Juristischen Fakultät der Universität Augs-
burg im Sommersemester 2000 als Habilitationsschrift vorgelegen. Für die Veröf-
fentlichung wurden die bis Ende August erschienene Rechtsprechung und Litera-
tur eingearbeitet. 

Dank schulde ich in erster Linie meinem verehrten Lehrer Herrn Prof. Dr. Her-
bert Buchner für die vielfältige wissenschaftliche und persönliche Unterstützung 
während meiner Tätigkeit als Assistent am Lehrstuhl. Mein besonderer Dank gilt 
des weiteren Herrn Prof. Dr. Wilhelm Dütz für die Übernahme des Zweitgutach-
tens. Für die Mühen des Korrekturlesens danke ich herzlichst Frau Petra Namyslo 
und meiner Frau Melanie. Gewidmet ist dieses Buch meiner Frau, unserem Sohn 
Nicolai sowie meinen Eltern. 

Bedanken möchte ich mich nicht zuletzt bei der Deutschen Forschungsgemein-
schaft, die die zügige Fertigstellung der vorliegenden Arbeit durch die Gewährung 
eines einjährigen Habilitandenstipendiums ermöglicht hat sowie für deren Förde-
rung der Drucklegung durch einen Druckkostenzuschuß. 

Augsburg, im September 2000 Bernd Sandmann 
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Einleitung 

Vergleicht man die Haftung von Arbeitnehmern und GmbH-Geschäftsführern, 
stößt man sofort auf erhebliche Gegensätze. Diese betreffen sowohl das Innenver-
hältnis gegenüber dem Geschäftsherrn als auch das Außenverhältnis gegenüber 
Dritten. 

Die Arbeitnehmerhaftung hat sich, was das Innenverhältnis zum Arbeitgeber 
anbelangt, durch die Grundsätze über den innerbetrieblichen Schadensausgleich 
erheblich von den allgemeinen Regeln des B G B entfernt und ist zu einer reinen, die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Arbeitnehmers immer im Blick habenden Billig-
keitshaftung mutiert. Im Außenverhältnis gegenüber einem geschädigten Dritten 
kann sich der Arbeitnehmer zwar bislang auf keine Beschränkung der Haftung be-
rufen. Ihm ist es aber möglich, von seinem Arbeitgeber im Wege eines an die 
Grundsätze über die Arbeitnehmerhaftung angelehnten Freistellungsanspruchs 
Befreiung von der Schuld gegenüber dem Dritten zu verlangen. Der Arbeitnehmer 
haftet demnach für mit leichtester Fahrlässigkeit begangene Pflichtverletzungen 
gar nicht und für auf mittlerer Fahrlässigkeit beruhende Pflichtverletzungen nur 
anteilig. Allein Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit hat der Arbeitnehmer in der Regel 
voll zu vertreten. 

Ganz anders verhält es sich dagegen bei der Haftung geschäftsführender Organe. 
Dor t ist von einer Haftungsbegrenzung keine Rede. Die Haftung wurde sogar 
noch verschärft, als man den Pflichtenkreis der Geschäftsführer auch auf die Uber -
wachung anderer erstreckte. So haftet der Geschäftsführer im Innenverhältnis ge-
genüber der Gesellschaft nach § 4 3 Abs. 2 G m b H G für schädigende Handlungen 
anderer Geschäftsführer, sollte er diese nicht ausreichend überwacht haben. Ähnli-
ches gilt nach, wenn auch heftig umstrittener herrschender Meinung1 für die delik-
tische Haftung gegenüber Dritten. Den Geschäftsführer, der seine Pflichten ar-
beitsteilig mit ihm untergeordneten Mitarbeitern bzw. anderen Geschäftsführern 
erfüllt, trifft demnach eine »allgemeine betriebliche Organisationspflicht«, die er 
schuldhaft verletzt, sollten aufgrund seiner fehlerhaften Organisation und K o n -
trolle in seinem Aufgabenbereich deliktische Handlungen seiner Mitarbeiter oder 
anderer Geschäftsführer ermöglicht werden, selbst wenn er von diesen Handlun-
gen im Einzelfall keine Kenntnis hat. 

1 BGH V. 5.12. 1989 (Baustoff-Entscheidung), Z 109, 297 (302ff.); OLG Köln v. 26.6. 1992, 
NJW-RR 1993, 865 (866); kritisch u.a. Dreher, ZGR 1992, 33; Lutter/Hommelhoff, GmbHG 
(2000), §43 Rdnr.43ff. 



2 Einleitung 

Die vorliegende Arbeit will diesen unterschiedlichen Entwicklungen im Bereich 
der weisungsgebundenen Tätigkeiten nachgehen. Es sollen allgemeine Grundsätze 
aufgezeigt werden, die die privilegierte Haftung des Arbeitnehmers ebenso erklä-
ren wie die zum Teil gegenüber den Regeln des B G B strengere Haftung der Ge-
schäftsführer. Gedacht ist dabei nicht nur an eine Erklärung des status quo. Ziel ist 
es auch, erstmals eine grundlegende Untersuchung der zwischen der Organ- und 
der Arbeitnehmerhaftung angesiedelten und bislang in Rechtsprechung und Lite-
ratur nur sehr stiefmütterlich behandelten Haftung der leitenden Angestellten vor-
zulegen. Leitende Angestellte sind zwar formal Arbeitnehmer, nehmen aber im Be-
trieb und Unternehmen überwiegend Arbeitgeberaufgaben war. Sie sind aufgrund 
ihrer sozialen und wirtschaftlichen Stellung weniger schutzwürdig und schutzbe-
dürftig als einfache Arbeitnehmer. Es ist deshalb zu untersuchen, ob und inwieweit 
die leitenden Angestellten hinsichtlich ihrer Haftung den Arbeitnehmern einer-
seits und den geschäftsführenden Organen andererseits gleichgestellt werden kön-
nen. 

Als Ausgangspunkte für eine Untersuchung bieten sich die Begründungen für 
die Beschränkung der Arbeitnehmerhaftung sowie die Ausweitung der Haftung 
der Geschäftsführer an. Für diese beiden Bereiche sollen die Grundstrukturen ver-
tieft und zu einem einheitlichen Konzept verschweißt werden. Erst dann können 
die gefundenen Grundstrukturen in einer Art Synthese für die Haftung leitender 
Angestellter zusammengeführt werden. Die Schwerpunkte liegen dabei zum einen 
bei Fragen der Zurechnung im Bereich der Innenhaftung und zum anderen in den 
Problemen der Begründung und Übertragung von Verkehrspflichten im Rahmen 
der Außenhaftung. 



1. Kapitel 

Die Haftung des Arbeitnehmers 
gegenüber dem Arbeitgeber 

und gegenüber Dritten 



A. Die Grundsätze der Arbeitnehmerhaftung aus Sicht 
der herrschenden Meinung 

I. Begriff und, Herleitung der Grundsätze der Arbeitnehmerhaftung/ 
des innerbetrieblichen Schadensausgleichs 

Die durch die Rechtsprechung des BAG geprägten Regeln über den innerbetriebli-
chen Schadensausgleich dienen dazu, die Haftungsrisiken der Arbeitnehmer zu 
verringern. Nach den allgemeinen Regeln des Bürgerlichen Rechts müßte der Ar-
beitnehmer für sämtliche auch nur leicht fahrlässig von ihm verursachte Schäden 
aus positiver Forderungsverletzung bzw. aus Delikt, §§823ff., 276, 249ff. BGB, 
uneingeschränkt einstehen1. Damit könnte bereits eine geringfügige Unachtsam-
keit des Arbeitnehmers Schäden verursachen, die seine wirtschaftliche Existenz ge-
fährden. Dieses Risiko nimmt mit zunehmender Komplexität und Technisierung 
der Arbeitsumwelt noch zu. Zwar werden die Arbeitsabläufe einerseits immer si-
cherer, andererseits steigt aber die Anzahl und der Wert der im Umlauf befindli-
chen Sachen und Produktionsmittel stetig, so daß schon ein Schadensfall nicht sel-
ten die Einkünfte eines ganzen Arbeitslebens in Anspruch nehmen würde. 

Ausgehend von diesen Erwägungen wurden schrittweise die Grundsätze über 
die Arbeitnehmerhaftung entwickelt. 

Zunächst2 schränkte das BAG3 die Arbeitnehmerhaftung für solche Arbeiten 
ein, bei denen auch dem umsichtigen Arbeitnehmer im Laufe seines Arbeitslebens 
irgendwann ein Fehler passieren würde (sog. gefahrgeneigte Arbeit). Begründet 
wurde die Haftungsbegrenzung zunächst allein mit der Fürsorgepflicht des Ar-
beitgebers gegenüber seinem Arbeitnehmer (früher h.M.4). Zunehmend schob sich 
aber der Gedanke einer angemessenen Verteilung des Betriebsrisikos in den Vor-
dergrund (heute h.M.5). D.h. der Arbeitgeber muß sich das von ihm zu tragende 

1 H.M. vgl. nur MüArbR/Blomeyer (1992), §57 Rdnr.2-11; dort auch zu den abweichenden 
dogmatischen Zuordnungen. 

2 Eine ausführlichere Darstellung der Geschichte der Arbeitnehmerhaftung findet sich bei Ot-
to/Schwarze, Die Haftung des Arbeitnehmers (1998), Rdnr. 12-24. 

3 Ständige Rechtsprechung seit BAG GS v. 25.9. 1957, AP Nr.4 zu §§898, 899 RVO. 
4 Vgl. BAG v. 19.3.1959,v. 9.8.1966,v.5.3.1968 und v. 10.6.1969, AP Nr. 8,39,40,47 zu §611 

BGB Haftung des Arbeitnehmers; BGH v. 1.2. 1963, v. 7.10. 1969 und v. 11.11. 1969 aber auch 
noch V. 19.9. 1989, AP Nr.28, 51, 52 und 99 (II 2 a cc der Gründe) zu §611 BGB Haftung des Ar-
beitnehmers. Aus der Literatur: Achterberg, AcP 164 (1964), 14 (32f.); Hueck/Nipperdey, ArbR I 
(1965), S.233; Nikisch, ArbR I (1961), S.304. 

5 Erstmals wurde der Begriff des Betriebsrisikos in BAG v. 26.11. 1969 und v. 27.2. 1970, AP 
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Betriebsrisiko als Verursachungsbeitrag über §254 BGB analog6 zurechnen lassen. 
Veränderungen gab es auch beim Merkmal der Gefahrgeneigtheit. Dieses wurde 
von der Rechtsprechung7 schon sehr bald allein anhand der konkreten Gefähr-
dungslage bestimmt, so daß auch grundsätzlich nicht gefahrgeneigte Arbeiten in 
den Bereich der beschränkten Arbeitnehmerhaftung fallen konnten. Die Folge war, 
daß Gefahrgeneigtheit und Verschulden nicht mehr auseinandergehalten wurden. 

Es war deshalb vorprogrammiert, daß der Große Senat des BA G8 unter Zustim-
mung der dies schon lange fordernden Literatur9 das Merkmal der Gefahrgeneigt-
heit nicht mehr als tatbestandliche Voraussetzung aufrecht erhielt. Bedeutung soll 
diesem Merkmal nur noch bei der Abwägung analog §254 BGB zwischen dem 
Verschulden des Arbeitnehmers auf der einen und dem Betriebsrisiko des Arbeit-
gebers auf der anderen Seite zukommen. In sachlicher Hinsicht erstreckt sich die 
Haftungsprivilegierung nach nun ganz h.M. auf alle Tätigkeiten, die dem Arbeit-
nehmer »für den Betrieb übertragen worden sind oder die er im Interesse des Be-
triebs ausführt, die im nahen Zusammenhang mit dem Betrieb und seinem betrieb-
lichen Wirkungskreis stehen und in diesem Zusammenhang betrieblich veranlaßt 
sind«10 bzw. nach einer kürzeren Fassung auf »alle betrieblich veranlaßten Tätig-
keiten, die dem Arbeitnehmer vertraglich übertragen wurden oder die er im Inter-

Nr. 50,54 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers verwendet. Zitiert wird aber zumeist BAG v. 
28.4. 1970, AP Nr. 55 zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (vgl. II 1 der Gründe), wo sich 
erstmals eine nähere Erläuterung für diese Änderung in der Argumentation findet; vgl. insbeson-
dere BAG v. 23.3. 1983, AP Nr. 82 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (II 3 b der Gründe), 
weiter BAG v. 24.11.1987, AP Nr. 93 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (B III 4 der Grün-
de); BGH v. 21.2.1993, AP Nr. 104 zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (II 2 a aa der Grün-
de). Aus der Literatur: Annuß, Die Haftung des Arbeitnehmers (1998), S. 113-117; Brox/Rüthers, 
ArbR (1999), Rdnr. 100; Däubler, NJW 1986, 867 (869f.); Dütz, ArbR (1999), Rdnr. 198; Gamill-
scheg/Hanau, Die Haftung des Arbeitnehmers (1974), S. 46ff.; Löwisch, ArbR (1996), 
Rdnr. 1186ff.; MüKo/Müller-Glöge, BGB (1997), § 611 Rdnr. 464; Peifer, ZfA 27 (1996), 69 (71 ff.); 
Schaub, ArbR (2000), § 52 VI 1 c, d, Rdnr. 48f.; kritisch: Blomeyer, JuS 1993,903 (905); ders. in Mü-
ArbR (1992), §57 Rdnr.30f.; Brox/Walker, DB 1985, 1469 (1470ff.); Dütz, NJW 1986, 1779 
(1783f.); Heinze, NZA 1986, 545 (550ff.); v.Hoyningen-Huene, BB 1989, 1889 (1892f.); Lieb, 
ArbR (1997), Rdnr. 214; StaudingerARz'c/Wi, BGB (1999), §611 Rdnr. 510ff.; differenzierend Ot-
to/Schwarze, Die Haftung des Arbeitnehmers (1998), Rdnr. 26-40. 

6 Ständige Rechtsprechung BAG v. 3.11.1970, AP Nr. 61 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitneh-
mers; vgl. auch Medicus, Anm. zu BAG v. 7.7.1970, AP Nr. 59 zu §611 BGB Haftung des Arbeit-
nehmers. Siehe zur Literatur weiter die Angaben auf S.4 Fn.5. 

7 BAG v. 3.3. 1960, v. 18.12. 1962, v. 13.3. 1968, v. 24.7. 1969, v. 3.2. 1970, v. 11.9. 1975 und v. 
11.11. 1976, AP Nr.22, 26, 42, 47, 53, 78 und 80 zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers. 

8 BAG GS v. 12.6. 1992 und v. 27.9. 1994, AP Nr. 101,103 zu §611 BGB Arbeitnehmerhaftung 
(B III 4 c und C IV 1 der Gründe). 

9 Dütz, ArbR (1999), Rdnr. 200; Mayer-Maly, Festschrift Hilger/Stumpf (1983), S.467ff.; Mü-
ArbR/Blomeyer (1992), § 57 Rdnr. 34f.; Richardi, N Z A 1994,241 (243); Schaub, ArbR (2000), § 52 
VI 1 c, d und 2, Rdnr.48ff. 

10 Definition nach BAG GS v. 12.6.1992, AP Nr. 101 zu § 611 BGB Arbeitnehmerhaftung (III 5 
der Gründe) mit Verweis auf BAG v. 9.8.1966, v. 2.3.1971 und v. 14.3.1974, AP Nr. 1,6,8 zu §637 
RVO. Im einzelnen Otto/Schwarze, Die Haftung des Arbeitnehmers (1998), Rdnr. 135ff. Zur zu-
stimmenden Lit. vgl. die Nachweise auf S. 5 Fn. 9. 
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esse des Arbeitgebers für den Betrieb ausführt«11 . Die Reichweite der Grundsätze 
der Arbeitnehmerhaftung entspricht damit dem Begriff der »betrieblichen Tätig-
keiten« im Sinne § 6 3 7 A b s . l R V O bzw. § 1 0 5 A b s . l S . l S G B - V I I 1 2 . Dabei sind 
freilich aufgrund der Weite des nur schwer faßbaren Begriffs Abweichungen zwi-
schen den Gerichten der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit nicht völlig ausge-
schlossen. 

II. Die Haftungsverteilung nach den Grundsätzen 
über den innerbetrieblichen Schadensausgleich 

Nach den Grundsätzen über den innerbetrieblichen Schadensausgleich verringern 
sich Ersatzansprüche des Arbeitgebers wegen erlittener Sach- und Vermögens-
schäden gegen den Arbeitnehmer entsprechend dem festgestellten Verschuldens-
grad oder sie entfallen aufgrund der geringen Schuld des Arbeitnehmers komplett. 

1. Haf tungsquote 

a) Bei leichtester Fahrlässigkeit, d.h. wenn der Arbeitnehmer die im Verkehr er-
forderliche Sorgfalt nur in geringem Maße verletzt hat, erfolgt eine völlige Haf-
tungsfreistellung des Arbeitnehmers. Das Betriebsrisiko des Arbeitgebers über-
wiegt dann dermaßen, daß er nach einer Abwägung im Rahmen des § 2 5 4 B G B 
(analog) den Schaden alleine zu tragen hat. Bei mittlerer oder einfacher Fahrlässig-
keit ergibt eine Abwägung im Rahmen des § 2 5 4 B G B (analog) unter normalen 
Umständen eine Schadensaufteilung zwischen dem Arbeitnehmer und dem Ar-
beitgeber. Erst bei grober Fahrlässigkeit, wenn der Arbeitnehmer die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt, er also dasjenige miß-
achtet, was in der gegebenen Situation jedem einleuchtet13 und ihm zudem ein sub-

11 Definition nach BAG GS v. 27.9.1994, AP Nr. 103 zu § 611 BGB Arbeitnehmerhaftung ( C I V 
2 der Gründe). 

12 Schon der BGH wies in seiner Entscheidung v. 24.10. 1967, LM Nr. la zu §637 RVO = NJW 
1968, 250 darauf hin, daß sich der Gesetzgeber mit dem Begriff der »betrieblichen Tätigkeit« in 
5 637 RVO an die damalige Rechtsprechung zur gefahrgeneigten Arbeit anlehnen wollte. Dort war 
neben der Gefahrgeneigtheit der Tätigkeit nämlich auch Voraussetzung für eine Haftungsprivile-
gierung, daß die Tätigkeit des Arbeitnehmers in den Rahmen seines betrieblich zugewiesenen Auf-
gabenbereichs fiel. Da die Frage der Haftung des Arbeitnehmers in der Praxis dann aber meist nur 
vom Merkmal der »Gefahrgeneigtheit« abhing, ist der Begriff der »betrieblichen Tätigkeiten« im 
Sozialversicherungsrecht heute wesentlich stärker durch die Rechtsprechung entwickelt als im Ar-
beitsrecht. Vgl. zum Sozialrecht BAG v. 9.8.1966, AP Nr. 1 zu §637 RVO = NJW 1967,220; BGH 
V. 19.12. 1967, V. 22.10. 1968 und v. 2.3. 1971, AP Nr.2, 4, 6 zu §637 RVO; Kasseler Kommentar/ 
Ricke (1996), § 105 SGB-VII Rdnr. 6. Der GS des BAG v. 12.6.1992, AP Nr. 101 zu § 611 BGB Haf-
tung des Arbeitnehmers hat in Punkt III 5 zur Erläuterung des Begriffs der betrieblichen Tätigkeit 
im Sinne der Arbeitnehmerhaftung auf diese Rechtsprechung verwiesen. 

13 Zur Definition der groben Fahrlässigkeit BAG v. 24.1. 1974, AP Nr. 74 zu §611 BGB Haf-
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jektiver Schuldvorwurf gemacht werden kann, hat der Arbeitnehmer den Schaden 
grundsätzlich alleine zu tragen14. Gleiches gilt erst recht bei vorsätzlichem Han-
deln. 

b) Diese klare Haftungsdreiteilung wurde im Laufe der Zeit nicht unerheblich 
modifiziert. 

aa) Seit der Entscheidung des BAG15 vom 12.10. 1989 ist eine für den Arbeit-
nehmer weitergehende Haftungserleichterung bei einfacher und sogar grober 
Fahrlässigkeit möglich, wenn im Rahmen der Abwägung aller Umstände des Ein-
zelfalls, insbesondere aufgrund des hohen entstandenen Schadens, eine weiterge-
hende Schadensteilung, d.h. eine stärkere Verlagerung des Schadens auf den Ar-
beitgeber, notwendig erscheint. Das BAG16 hat es hierbei zunächst abgelehnt, dies 
zu einer summenmäßigen Haftungsbegrenzung auszubauen. D e r zuständige 8. Se-
nat verweist aber neuerdings darauf, daß in der Reformdiskussion zur Begrenzung 
der Arbeitnehmerhaftung eine Höchstgrenze von drei Bruttomonatseinkommen 
vorgeschlagen wird17 . 

bb) Eine erhebliche Modifikation der Haftungsdreiteilung kann sich aus einer 
ZL4G-Entscheidung18 vom 17.9. 1998 ergeben. Das Berufungsgericht hatte in die-
sem Fall festgestellt, daß der Arbeitnehmer seine Pflichten allenfalls mit leichtester 
Fahrlässigkeit verletzt hatte. Ohne diese rechtliche Schlußfolgerung anzuzweifeln, 
nutzte das BAG die Gelegenheit, um grundsätzliche Ausführungen zur Feststel-
lung des Verschuldensgrades zu machen. Dor t heißt es unter II 2 a) der Gründe: 

»Damit ein Arbeitnehmer aus positiver Vertragsverletzung haftet, muß aufgrund einer 
Pflichtverletzung des Arbeitnehmers ein Schaden des Arbeitgebers eingetreten sein und der 
Arbeitnehmer in einem Umfang schuldhaft gehandelt haben, der ganz oder teilweise seine 
Haftung begründet. Dabei ergibt sich die Pflichtverletzung bereits daraus, daß durch das 
Verhalten des Arbeitnehmers dem Arbeitgeber ein Schaden entstanden ist. Der Arbeitneh-
mer hat nämlich die Pflicht, den Arbeitgeber weder am Eigentum noch am Vermögen zu 
schädigen. Der Grad des Verschuldens bestimmt sich dann bezogen auf die Verletzung dieser 
Pflicht. Das heißt, bei der Feststellung des Grades der Fahrlässigkeit ist zu prüfen, in wel-
chem Umfang der Arbeitnehmer bezogen auf den Schadenserfolg19 schuldhaft, also vorsätz-

tung des Arbeitnehmers (I 3 der Gründe m.w.N.); v. 1.2. 1988, AP Nr. 2 zu § 840 BGB (B 11 b der 
Gründe); v. 12.11. 1996, AP Nr. 117 zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (I 1 der Gründe). 
BGHv. 11.5. 1953, Z 10, 14 (16); v. 5.12. 1983, Z 89, 153 (161); v. 8.7. 1992, Z 119, 147(149). 

14 Zur grundsätzlichen Haftungsdreiteilung BAG v. 24.11. 1987 und BGH v. 11.3. 1996, AP 
Nr. 93 und 109 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers; zwischenzeitlich a. A. (Haftung des Ar-
beitnehmers erst ab grober Fahrlässigkeit) BAG v. 23.3.1983 und v. 21.10.1983, AP Nr. 82 und 84 
zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers. 

15 BAG v. 12.10. 1989, AP Nr. 97 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (II 2 der Gründe); 
bestätigt u.a. durch BAG v. 25.9. 1997 undv. 12.11. 1998, AP Nr. 111, 117zu§611 BGB Haftung 
des Arbeitnehmers (I 4 und II 3 der Gründe). 

16 BAGv. 12.10. 1989, AP Nr. 97 zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (II 2 e der Gründe 
a.E.). 

17 BAG V. 12.11.1998, AP Nr. 117 zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers (III 3 b der Grün-
de). 

lä BAG v. 17.9. 1998, AP Nr.2 zu §611 BGB Mankohaftung (II 2 a der Gründe). 
19 Hervorhebung durch den Verfasser. 
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lieh oder fahrlässig gehandelt hat. Kann der Arbeitnehmer hei angemessener Anspannung 
seiner Kräfte und Fähigkeiten den Schaden nicht vermeiden20, hat er seine vertraglichen 
Pflichten erfüllt und eine objektive Pflichtverletzung scheidet aus.« 

Die letzten zwei Sätze dieses Absatzes lassen aufhorchen. In Einklang mit der bis-
her ganz h.M.2 1 befindet sich das Gericht nur insoweit, als es zunächst annimmt, 
daß sich der Grad des Verschuldens in bezug auf die Verletzung der dem Arbeit-
nehmer obliegenden Pflicht ergibt. In Ubereinstimmung mit den Grundsätzen des 
allgemeinen Zivilrechts mußte sich demnach das Verschulden nur auf die Pflicht-
oder den Eintritt der Rechtsgutsverletzung beziehen. Nicht aber war der Grad des 
Verschuldens in bezug auf den eingetretenen Schaden zu bestimmen, führt dies 
doch in den meisten Fällen zu einer erheblichen Minderung der Haftung. Der 
Schädiger kann zwar meist leicht erkennen, welche Handlung pflichtgemäß ist, er 
kann aber deswegen nicht unbedingt abschätzen, ob und inwieweit Schäden dro-
hen, wenn er sich nicht pflichtgemäß verhält. Eben diese Grenze wird durch die 
Ausführungen im Urteil verwischt, wenn es im nächsten Satz heißt, daß sich der 
Grad der Fahrlässigkeit danach bemißt, in welchem Umfang der Arbeitnehmer be-
zogen auf den Schadenserfolg schuldhaft gehandelt hat. 

Neben dem Ubergang von der objektiven Erkennbarkeit der Pflichtverletzung 
zur objektiven Erkennbarkeit des Schadenserfolgs findet sich im letzten Satz dieses 
Abschnitts darüber hinaus eine Modifikation bei der Frage der Vermeidbarkeit 
(des Schadens). Danach kommt es nicht darauf an, ob die Pflichtverletzung für ei-
nen durchschnittlichen mit einer solchen Aufgabe betrauten Arbeitnehmer ver-
meidbar war, sondern ob der Schaden von dem konkreten Arbeitnehmer bei ange-
messener Anspannung seiner Kräfte und Fähigkeiten hätte vermieden werden 
können. Auch dies ist eine Abweichung von der im Zivilrecht h.M.2 2 , bestimmt 
diese doch den Fahrlässigkeitsmaßstab allein nach objektiven Kriterien und nicht 
nach den subjektiven Fähigkeiten des Schädigers. Etwas anderes galt bislang nur 
bei grober Fahrlässigkeit des Schädigers, da hier neben die objektive Pflichtverlet-
zung auch die subjektive Vorwerfbarkeit des Handelns an den Schädiger hinzutre-
ten mußte2 3 . 

20 Hervorhebung durch den Verfasser. 
21 Deutlich Medicus, SchuldR AT (1998), Rdnr.316; MüKo/Hanau, BGB (1994), §276 

Rdnr.75; Soergel/Wolf, BGB (1990), §276 Rdnr. 18. 
22 Ständige Rechtsprechung RG v. 15.23. 1919, Z 95, 16 (17f.); v. 26.6. 1936, Z 152, 129 (140); 

BGH v. 17.3. 1981, Z 80, 186 (193); v. 29.1. 1991, Z 113, 297 (303f.); Brox, SchuldR AT (1998), 
Rdnr.219; Deutsch, Fahrlässigkeit und erforderliche Sorgfalt (1995; insoweit Nachdruck von 
1963), S. 117ff.; Fikentscher, SchuldR (1997), Rdnr.508; Palandt/Heinrichs, BGB (2000), §276 
Rdnr. 15ff.; Larenz, SchuldR AT (1987), §20 III, S.285; Larenz/Canaris, SchuldR BT/2 (1994), 
§75 I 2 g, S. 353 f.; Medicus, SchuldR AT (1998), Rdnr. 309; Schlechtriem, SchuldR AT (1997), 
Rdnr.259f.; a.A. (den Schädiger entlastet auch subjektive Unvermeidbarkeit) Soergel /Wolf BGB 
(1990), §276 Rdnr. 114. 

23 Vgl. insbesondere BAG v. 12.11.1998, AP Nr. 117 zu §611 BGB Arbeitnehmerhaftung (I der 
Gründe). 
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Obwohl dieses Urteil zu einem Fall der Mankohaftung ergangen ist, scheint sich 
damit auch eine grundsätzliche Umorientierung bei der Beurteilung des Arbeit-
nehmerhandelns anzudeuten. Es ist nämlich nicht anzunehmen, daß ein Arbeit-
nehmer, wenn ihm wie in den Fällen der Mankohaftung eine Aufgabe (Führen der 
Rasse, Beaufsichtigung eines Warenbestands etc.) ausdrücklich übertragen ist, we-
niger streng für die Verletzung dieser Pflicht haften soll als für die schuldhafte Ver-
letzung seiner allgemeinen Nebenpflicht, dem Arbeitgeber auch sonst keinen Scha-
den zuzufügen. Eine Auseinandersetzung der Literatur24 mit diesen Passagen des 
Urteils steht allerdings noch aus. 

2. Beweislastverteilung, Vollstreckungsschutz 

a) Nach ständiger Rechtsprechung des BAG25 fand §282 BGB zulasten des Ar-
beitnehmers keine Anwendung, wenn gegen ihn Ansprüche aus gefahrgeneigter 
Tätigkeit geltend gemacht wurden, da regelmäßig die Schadensursache nicht im 
schuldhaften Handeln des Arbeitnehmers, sondern in erster Linie in der Schadens-
neigung ihren Grund hatte26. Zwischenzeitlich hat man §282 BGB zulasten des 
Arbeitnehmers wenigstens für nicht gefahrgeneigte Tätigkeiten angewendet27. 
Nach der bereits zitierten Entscheidung des BAG2S vom 17.9.1998 soll §282 BGB 
nun nicht mehr (auch nicht analog) gelten, da der Arbeitnehmer der Schadensursa-
che generell nicht näher stehe als der Arbeitgeber. Die Einschränkung der Arbeit-
nehmerhaftung beruhe vielmehr auf der Überlegung, daß der Arbeitgeber wegen 
seiner Organisationsmöglichkeiten ein erhöhtes Risiko trage. Es sei aber im Wege 
einer abgestuften Darlegungs- und Beweislast zu prüfen, inwieweit der Arbeitge-
ber Tatsachen vortragen muß, die auf ein Verschulden des Arbeitnehmers hindeu-
ten. Kann der Arbeitgeber also ein Verschulden des Arbeitnehmers nicht direkt 
darlegen und beweisen, hat er Indizien vorzutragen, die darauf hindeuten, daß die 
Ursache für das schädigende Ereignis zumindest überwiegend in der Sphäre des 
Arbeitnehmers gelegen habe. Bleiben insoweit Tatsachen streitig, gehe dies zula-
sten des Arbeitgebers als grundsätzlichem Träger des Haftungsrisikos29. 

Dem ist zuzustimmen, da Fehlleistungen des Arbeitnehmers nicht zwingend 
darauf hindeuten, daß auch die Ursachen für diesen Fehler allein in der Sphäre des 
Arbeitnehmers zu suchen sind. Oftmals hat die vom Arbeitgeber vorgegebene Ar-
beitsorganisation daran entscheidenden Anteil. Damit fehlt es, solange der Arbeit-

24 Vgl. die Urteilsbesprechung von Boemke/Müller, SAE 2000,6ff.; Lansnicker/Scbwirtzek, BB 
1999, 259ff. 

25 BAGv. 13.3. 1968, AP Nr. 42 zu §611 BGB Haftung des Arbeitnehmers und BAG v. 30.8. 
1966, AP Nr.5 zu §282 BGB und BGH v. 13.2. 1969, AP Nr.6 zu §282 BGB. 

26 Vgl. aber auch BAG v. 28.7. 1972, AP Nr. 7 zu §282 BGB. 
27 Schaub, ArbR (2000), §52 V 5, Rdnr.41. 
28 BAG v. 17.9. 1998, AP Nr.2 zu §611 BGB Mankohaftung (II 2 c aa der Gründe); bestätigt 

durch BAG v. 2.12. 1999, DB 2000, 1078 (II 1 der Gründe). 
29 Ebenso schon Preis/Kellermann, Anm. zu BAG v. 22.5. 1997, SAE 1998, 131 (139f.). 
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geber keine gegenteiligen Tatsachen vortragen kann, an einer Rechtfertigung für ei-
ne Beweislastumkehr nach §282 BGB (analog). Obwohl das BAG seine Ausfüh-
rungen auf das Verschulden des Arbeitnehmers beschränkt, kann für die Frage des 
Vorliegens einer Pflichtverletzung nichts anderes gelten. Grundsätzlich ist das Vor-
liegen einer Pflichtverletzung des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber zu beweisen. 
Kann der Arbeitgeber aber Tatsachen darlegen und beweisen, die darauf hindeuten, 
daß die Schadensursache allein aus dem Verantwortungsbereich des Arbeitneh-
mers stammt, hat sich letzterer zu entlasten30. 

b) Im Bereich der Vollstreckung gegen den Arbeitnehmer gerichteter Schadens-
ersatzansprüche sind die §§850ff. ZPO zu beachten, die dem Arbeitnehmer zu-
mindest einen pfändungsfreien Betrag, abhängig vom Einkommen und den zu er-
füllenden Unterhaltsansprüchen, belassen. Dies ist auch im Falle einer Aufrech-
nung des Arbeitgebers gegenüber dem Lohnanspruch des Arbeitnehmers zu be-
achten, §§394, 400 BGB, 850ff. ZPO. Lediglich bei vorsätzlicher Schädigung kann 
die Haftung des Arbeitnehmers wegen §242 BGB auch darüber hinausgehen. 

3. Haftung bei Eigenschäden des Arbeitnehmers 

Entsprechend den Regeln über den innerbetrieblichen Schadensausgleich haftet 
der Arbeitgeber für Schäden, die dem Arbeitnehmer an seinen eigenen Sachen31 

entstanden sind, weil er diese mit Billigung seines Arbeitgebers für die betriebliche 
Arbeit eingesetzt hat. Der Arbeitnehmer hat bei solchen Eigenschäden gegen den 
Arbeitgeber einen Anspruch auf teilweisen Aufwendungsersatz analog §670 
BGB32. 

4. Haftung bei Schädigung Dritter 

Wurde durch eine betriebliche Tätigkeit ein Dritter geschädigt, kann dies zur ge-
samtschuldnerischen Haftung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer führen, §840 
Abs. 1 BGB. Die Haftung des Arbeitnehmers gegenüber dem Dritten ergibt sich 
dabei aus §§823, 826 BGB und die des Arbeitgebers aus §831 Abs. 1 BGB. Im In-
nenverhältnis zum Arbeitgeber wird der Arbeitnehmer entgegen der Wertung des 
§ 840 Abs. 2 BGB nach den Grundsätzen über den innerbetrieblichen Schadensaus-
gleich mittels eines Freistellungsanspruchs gegen seinen Arbeitgeber entlastet. Ein 
solcher Anspruch soll sich aus §§670, 675 BGB analog33 oder aus dem Arbeitsver-

30 Vgl. Palandt/Heinrichs, BGB (2000), §282 Rdnr. 13. 
31 Dagegen haftet der Arbeitgeber nicht für Personenschäden des Arbeitnehmers, die der Ar-

beitnehmer sich selbst zugefügt hat, §§ 104ff. SGB-VII. 
32 M G » . 8.5.1980 und v. 14.12.1995, AP Nr.6,13 zu §611 BGB Gefährdungshaftung des Ar-

beitgebers; Frieges, N Z A 1995, 403; Schauh, ArbR (2000), §52 IX 2, Rdnr.98f. 
33 Brox/Rüthers, ArbR (1999), Rdnr. 103. 
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Superrevisionsinstanz 98 

Tätigkeitsrisiko 40, 70, 72f., 75ff., 134,150, 
175, 340f., 344ff., 453, 463, 557, 562 

- pr ivatautonome Verteilung 150 
Teilnahmehaftung 284f., 297, 405f., 430, 

548 
Transportrechtsreformgesetz 162 
Trennungsprinzip 281 
- versicherungsrechtliches 138 
Treuepflichtverletzung 282, 286, 292 

Übermaßverbot 87, 91 
Übernahmehaf tung 242, 245f., 249 
Überschuldung 289, 293, 310, 317, 374ff., 

382, 393, 398, 403, 476, 493 
- Begriff 376 
- Feststellung 380 
Umweltschutzbeauftragte 523f., 527, 533 
Unfallversicherung 11, 44f., 65, 157, 529 
ungewöhnliche Maßnahme 266 
Ungleichgewichtslage 109ff., 121 
Unterbi lanz 255, 290, 309, 313, 316f., 325 
Unterkapitalisierung 
- (qualifiziert) materielle 277, 280, 289, 

296, 308, 357, 361 
- nominelle 280 
Untermaßverbot 120 
unternehmensbezogenes Geschäft 410 
Unternehmensleitungsrisiko 254, 296, 

336f., 348,453 
Unternehmenspoli t ik 259, 266f., 306, 504, 

536, 545 
Unterschlagung 488, 562 
Unt reue 277, 474, 478, 562 
unzulässige Rechtsausübung 191, 332, 371, 

574 

VerbrKrG 177 
verfassungskonforme Auslegung 92, 99 
Verjährung 185, 322, 333, 350f., 365, 369f., 

373, 601 
- Verkürzung der Verjährung 333 
Verkehrspflicht 
- Mitübernahme durch Arbei tnehmer 220 
- neu geschaffene oder originäre 217 
- originäre 216 
- übernommene 220 
- Vertrauen 220, 224 
Verkehrspflichten 
- Begriff 194 
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- Begründung von 214 
- Beweislastumkehr 238 
- Gefahrbeherrschung 214, 216, 232f., 

246 
- Gefahrerhöhung 214 
- geschichtlicher Ursprung 203 
- Grundsätze der Arbeitnehmerhaftung 

235 
- Kausalität 209 
- Kausalzusammenhang 238 
- originäre 446 
- Prüfungsort 209 
- Übernehmerhaftung 216, 243, 248f., 445 
- übernommene 448 
Verkehrssicherungspflichten 194, 196, 199, 

205, 532 Siehe auch Verkehrspflichten 
Vermeidbarkeit 8, 24 
Verschulden 
- Schadenserfolg 7 
Versicherung 12ff., 40, 61, 66, 135ff., 140f., 

154, 165f., 169,176, 185, 190ff„ 467, 543 
Vertrag 
- existentielles Angewiesensein 110 
- Funktionsstörung 109 
- Ordnungsfunktion 109 
Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten 

Dritter 171 f., 182ff., 189, 227f., 230f., 
530 

Vertragsbruch 
- Beteiligung am 170 
Vertragsinhaltskontrolle Siehe Inhaltskon-

trolle, vertragliche 
Vertragsparität 
- fehlende oder gestörte 108, 118 
- gestörte 106 

Vertrauenserwartung 
- verminderte 26, 173, 334, 336 
Vertrauensgedanke 29, 54, 57, 189, 214f. 
- Haftungsbegrenzung 189 
Vertreter 
- verfassungsmäßig berufene 435, 440, 

510, 512, 515f. 
Vertretung im Vertrauen 55, 184, 186, 

225ff., 231, 245, 449f. 
Vertretungstheorie 435 
Voraussehbarkeit 24, 206, 208 
vorkonstitutionelles Recht 94 
Vorteil-Nachteil-Formel 514 

Wachmann-Entscheidung 197, 199f., 226, 
234, 237, 241, 244 

Warenbestand 9 
Wertausfüllung Siehe Grundrechte, Aus-

strahlung 
WHG 226, 233, 522ff., 527, 533 
Willensfreiheit 
- Beeinträchtigung 115 
wirtschaftliches Eigeninteresse 414f., 

417ff.,422f., 425f. 
Wissenszurechnung 157 

Zahlungsunfähigkeit 169, 293, 312, 315f., 
320, 374ff., 378ff., 383, 393, 395, 398, 
401,403, 476f., 479 

- Begriff 374 
- Feststellung 380 
Zuweisung 17, 174, 298, 301 f., 306, 327, 

343, 365 
- Schriftform 303 
- Uberwachungspflicht 299 
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